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Achtundzwanzigste Verordnung zur Änderung von Rechtsverordnungen 

zum Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 
 

Vom 11. Juni 2021 

 
 

Artikel 1 

Änderung der Coronaschutzverordnung 

 
Auf Grund von § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, § 28a Absatz 1, 3 bis 6, § 28b Absatz 5, § 73 

Absatz 1a Nummer 6 und 24 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), 

von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 

(BGBl. I S. 2397) geändert, § 28a Absatz 1, 4 bis 6 durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom 

18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) eingefügt, § 28a Absatz 3 durch Artikel 1 Nummer 2c des 

Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370) geändert, § 28b Absatz 5 durch Artikel 1 Nummer 2 

des Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. I S. 802) eingefügt, § 32 durch Artikel 1 Nummer 4 des 

Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. I S. 802) neu gefasst, § 73 Absatz 1a Nummer 6 zuletzt durch 

Artikel 1 Nummer 26 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018) und § 73 Absatz 1a Num-

mer 24 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 5 des Gesetzes vom 22. April 2021 (BGBl. I S. 802) geän-

dert worden sind, sowie von § 11 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 

8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) und § 13 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 

14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b), der durch Artikel 1 Nummer 6 des Gesetzes vom 25. März 

2021 (GV. NRW. S. 312) geändert worden ist, verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit 

und Soziales: 

 

Die Coronaschutzverordnung vom 26. Mai 2021 (GV. NRW. S. 560b), die zuletzt durch Verord-

nung vom 9. Juni 2021 (GV. NRW. S. 612e) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„(2) Die Verpflichtung zum Tragen einer Atemschutzmaske besteht unabhängig von der Einhaltung 

des Mindestabstands und auch am Sitzplatz für die Erbringer der Leistung oder Ausbildung bei Fri-

seurdienstleistungen und anderen Handwerksleistungen, Dienstleistungen oder Ausbildungen ohne 

Einhaltung des Mindestabstands, wenn die Kundin oder der Kunde oder Auszubildende zulässiger-

weise keine Maske trägt. Kinder von 6 Jahren bis einschließlich 15 Jahren können ersatzweise eine 

medizinische Maske tragen.“  

 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„1. bei der Beförderung von Personen im öffentlichen Personennah- oder -fernverkehr einschließ-

lich der entgeltlichen oder geschäftsmäßigen Beförderung von Personen mit Kraftfahrzeugen 

samt Taxen und Schülerbeförderung für Fahrgäste sowohl während der Beförderung als auch 



während des Aufenthalts in einer zu dem jeweiligen Verkehr gehörenden Einrichtung sowie für 

das Fahr-, Kontroll- und Servicepersonal, soweit es in Kontakt mit Fahrgästen kommt,“ 

 

bb) In Nummer 8 wird die Angabe „Absatz 2“ gestrichen. 

 

2. In § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1a werden nach dem Wort „Bildungsangebote“ die Wörter „und 

Prüfungen“ eingefügt. 

 

3. In § 12 Absatz 2 Satz 1 Nummer 5 werden die Wörter „in geschlossenen Räumen“ gestrichen. 

 

4. In § 14 Absatz 4 Nummer 4 wird das Wort „höchsten“ durch das Wort „höchstens“ ersetzt. 

 

5. In § 15 Absatz 4 Nummer 1 werden nach der Angabe „Absatz 3 Nummer 1“ die Wörter „sowie 

der Betrieb von Skiliften, Wasserskiliften, Minigolfanlagen, Hochseilgärten, Kletterparks und ähnli-

chen Einrichtungen unter den übrigen Voraussetzungen von Absatz 2 Nummer 4 ausschließlich im 

Freien“ eingefügt. 

 

6. § 18 wird wie folgt geändert: 

 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 Nummer 9 wird das Wort „immunisierte“ durch die Wörter „die jeweiligen“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 3 werden nach dem Wort „tragen“ die Wörter „, wobei die Regelungen zum erweiterten 

Mindestabstand nach § 4 Absatz 1 Satz 2 zu beachten sind“ angefügt. 

 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

 

aa) Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 5 eingefügt: 

 

„5. gemeinsames Singen der Teilnehmenden auch in geschlossenen Räumen, wenn alle Teilneh-

menden über einen Negativtestnachweis verfügen oder alle Teilnehmenden eine Atemschutz-

maske tragen oder die Anzahl der Teilnehmenden auf jeweils eine Person pro angefangene zehn 

Quadratmeter Raumfläche begrenzt ist, wobei die Regelungen zum erweiterten Mindestabstand 

nach § 4 Absatz 1 Satz 2 zu beachten sind,“ 

 

bb) Die bisherige Nummer 5 wird Nummer 6. 

 

7. In § 20 Absatz 4 Nummer 2 wird die Angabe „§ 5 Absatz 4 Nummer 4“ durch die Angabe „§ 5 

Absatz 3 Satz 1 Nummer 8“ ersetzt. 

 

 

Artikel 2 
Änderung der Corona-Test-und-Quarantäneverordnung 

 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, § 28a Absatz 1 Nummer 1 und 15, Absatz 3 

bis 6, § 29, § 30, § 31 in Verbindung mit § 73 Absatz 1a Nummer 6 und 24 des Infektionsschutzge-



setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Num-

mer 16 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert, § 28a Absatz 1, 4 bis 6 

durch Artikel 1 Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) eingefügt, 

§ 28a Absatz 3 durch Artikel 1 Nummer 2c des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370) ge-

ändert, § 29 zuletzt durch Artikel 41 Nummer 7 des Gesetzes vom 8. Juli 2016 (BGBl. I S. 1594), 

§ 30 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 18 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I S. 1018), § 73 

Absatz 1a Nummer 6 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 26 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I. 

S. 1018) und § 73 Absatz 1a Nummer 24 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 9 des Gesetzes vom 29. 

März 2021 (BGBl. I S. 370) geändert worden sind, sowie von § 11 der COVID-19-Schutzmaßnah-

men-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) und von § 6 Absatz 2 

Nummer 2 und § 13 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 

218b), die durch Artikel 1 Nummer 4 und 6 des Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. NRW. S. 312) 

geändert worden sind, verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 

Nordrhein-Westfalen: 

 

Die Corona-Test-und-Quarantäneverordnung vom 8. April 2021 (GV. NRW. S. 356), die zuletzt 

durch Artikel 3 der Verordnung vom 7. Juni 2021 (GV. NRW. S. 612d) geändert worden ist, wird 

wie folgt geändert: 

 

1. In § 7 Satz 1 werden das Wort „Allgemeinverfügungen“ durch das Wort „Allgemeinverfügung“ 

ersetzt und nach der Angabe „(CoronaAVEinrichtungen)“ die Wörter „des Ministeriums für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales“ eingefügt. 

 

2. § 8 wird wie folgt geändert: 

 

a) Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

 

„(1) In Einrichtungen nach § 5 Nummer 1 Buchstabe g und h sind Testungen nach den Regelungen 

der Allgemeinverfügung „Besondere Schutzmaßnahmen vor Infektionen mit dem SARS-CoV-2-

Virus in vollstationären Einrichtungen der Pflege, der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe“ 

(CoronaAVEinrichtungen) des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales in der jeweils gel-

tenden Fassung vorzunehmen. 

(2) In Einrichtungen nach § 5 Nummer 1 Buchstabe i, j und l sind deren Beschäftigte und Nutzerin-

nen und Nutzer mindestens einmal pro Woche mit einem Coronaschnelltest zu testen. Für Beschäf-

tigte in Werkstätten für behinderte Menschen gilt dies nur, soweit nicht bereits eine Testung dieser 

Person in einer anderen Einrichtung erfolgt ist.“  

 

b) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 

„Bei Wiederaufnahmen, die nicht aus einem Krankenhaus erfolgen, ist abweichend von den Vorga-

ben der Allgemeinverfügung „Besondere Schutzmaßnahmen vor Infektionen mit dem SARS-CoV-

2-Virus in vollstationären Einrichtungen der Pflege, der Eingliederungshilfe und der Sozialhilfe“ 

(CoronaAVEinrichtungen) des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales durch die Einrich-

tung ein Coronaschnelltest gemäß § 1 Absatz 1 Satz 3 der Coronavirus-Testverordnung durchzufüh-

ren.“ 

 

3. § 11 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

 



„Die Einrichtungen und Unternehmen, die in § 5 Nummer 1 Buchstabe a und c, Nummer 2 Buch-

stabe a, c bis f genannt sind, sowie die Einrichtungen und Unternehmen gemäß § 5 Nummer 1 

Buchstabe b und g, soweit dort die zuständige Behörde nach dem Wohn- und Teilhabegesetz im 

Hinblick auf die Vulnerabilität der Bewohnerinnen und Bewohner eine Vergleichbarkeit mit den 

Bewohnerinnen und Bewohnern einer vollstationären Pflegeeinrichtung festgestellt hat, melden 

dem Landeszentrum Gesundheit Nordrhein-Westfalen wöchentlich für die Vorwoche die Anzahl 

der nach dieser Verordnung durchgeführten Coronaschnelltests und positiven Ergebnisse.“ 

 

4. In § 12 Absatz 5 Satz 1 werden das Wort „Allgemeinverfügungen“ durch das Wort „Allgemein-

verfügung“ ersetzt und nach der Angabe „(CoronaAVEinrichtungen)“ die Wörter „des Ministeri-

ums für Arbeit, Gesundheit und Soziales“ eingefügt. 

 

5. § 13 wird wie folgt gefasst: 

 

„§ 13 

Umgang mit positivem Coronaselbsttest oder positivem PCR-Pool-Test 
 

Personen, die ein positives Testergebnis eines Coronaselbsttests erhalten haben, sind verpflichtet, 

sich in einem Testzentrum oder bei der Hausärztin oder dem Hausarzt unverzüglich einem PCR-

Test (Kontrolltest) zu unterziehen. Sie haben dabei vorab die Teststelle von dem positiven Selbsttest 

zu unterrichten. Personen mit einem positiven PCR-Pool-Test sind verpflichtet, sich einer Kontroll-

testung mittels individuellem PCR-Test zu unterziehen. Bis zum Erhalt eines negativen Ergebnisses 

des Kontrolltests müssen sich die Personen mit positivem Selbsttestergebnis oder positivem PCR-

Pool-Test bestmöglich absondern, unmittelbare Kontakte zu anderen Personen, die nicht zwingend 

erforderlich sind, vermeiden und die Hygiene- und Infektionsschutzmaßnahmen strikt einhalten.“ 

 

 

Artikel 3 
Änderung der Coronateststrukturverordnung 

 

Auf Grund von § 32 in Verbindung mit § 28 Absatz 1, § 28a Absatz 1 Nummer. 1 und 15, Absatz 3 

bis 6, in Verbindung mit § 73 Absatz 1a Nummer 6 und 24 des Infektionsschutzgesetzes vom 

20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), von denen § 28 Absatz 1 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 16 des 

Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) geändert, § 28a Absatz 1, 4 bis 6 durch Artikel 

1 Nummer 17 des Gesetzes vom 18. November 2020 (BGBl. I S. 2397) eingefügt, § 28a Absatz 3 

durch Artikel 1 Nummer 2c des Gesetzes vom 29. März 2021 (BGBl. I S. 370) geändert, § 73 Ab-

satz 1a Nummer 6 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 26 des Gesetzes vom 19. Mai 2020 (BGBl. I. S. 

1018) und § 73 Absatz 1a Nummer 24 zuletzt durch Artikel 1 Nummer 9 des Gesetzes vom 29. 

März 2021 (BGBl. I S. 370) geändert worden sind, sowie von § 11 der COVID-19-Schutzmaßnah-

men-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1) und von § 6 Absatz 2 

Nummer 2 und § 13 des Infektionsschutz- und Befugnisgesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 

218b), die durch Artikel 1 Nummer 4 und 6 des Gesetzes vom 25. März 2021 (GV. NRW. S. 312) 

geändert worden sind, verordnet das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes 

Nordrhein-Westfalen: 

 

In § 4 Absatz 3 Satz 1 der Coronateststrukturverordnung vom 9. März 2021 (GV. NRW. S. 254), 

die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 2. Juni 2021 (GV. NRW. S. 612c) geändert worden 



ist, werden nach den Wörtern „Einrichtungszuschuss und“ die Wörter „bis längstens zum 30. Juni 

2021“ eingefügt. 

 

 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

 

Düsseldorf, den 11. Juni 2021 

 

 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

Karl-Josef  L a u m a n n 

 


